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Liebe Leserin, lieber Leser,  
 
die deutsche Alterssicherung steht weiterhin im Zentrum großer Erwartungen, begrenzter Spielräume und sehr 
unterschiedlicher Reformvorstellungen. Mit den Empfehlungen der Alterssicherungskommission der Bundesregie-
rung liegt nun ein neuer Impuls ihre Weiterentwicklung vor.  
 
Anlässlich der Vorstellung des Berichtes sagte Bundeskanzler Merz: „Alle Elemente dieses Reformpakets – ich be-
tone: alle Elemente dieses Reformpakets – müssen jetzt zügig umgesetzt werden. Wir können es uns nicht erlau-
ben, einzelne Maßnahmen herauszunehmen oder abzulehnen.“ Ob das gelingen wird? Die Empfehlungen wurden 
schnell öffentlich diskutiert und kritisiert. Zugleich hat die DGB-Rentenkommission eigene Vorschläge eingebracht 
– mit Forderungen nach einem höheren Rentenniveau, einer stärkeren Verbindlichkeit der betrieblichen Alters-
versorgung und einer breiteren Finanzierungsbasis.  
 
An Stoff für die kommenden Debatten dürfte es also nicht mangeln. Und dann sind da noch all die anderen bAV-
relevanten Themen. 
 
Mein vorläufiges Fazit: Sicher ist nur, dass es wieder einmal keine Sommerpause gibt! 
 
Ihr  
Klaus Stiefermann 
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POLITIK 

Die Empfehlungen der Alterssicherungskommission 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Alterssicherungskommission (ASK) – auch als Rentenkommission be-
kannt – hat am 23. Juni 2026 ihren Bericht für Reformen der Alterssicherung vorgelegt. Es wurden 33 Vorschläge 
unterbreitet. Diese wurden in sieben Bereiche untergliedert. Da die Vorschläge keine eigene Überschrift tragen, 
haben wir im Folgenden die Vorschläge mit Stichwörtern beschrieben. 
 
Zur bAV gab es leider nur zwei Vorschläge: Der Vorschlag 29 fordert zu einem Sozialpartnerdialog auf. In einer 
Presseinformation nimmt die Vorsitzende der aba Frau Beate Petry hierzu Stellung und fordert dessen unverzüg-
lichen Start. Im Vorschlag 30 wird ein Bürokratieabbau gefordert und hierfür ausdrücklich das Maßnahmenpaket 
adressiert, welches von der aba vorgeschlagen wurde. 
 

https://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenreform-2025/Rentenkommission-2026/rentenkommission-2026.html
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/presseinformationen/2026-06-23-aba-fordert-unverzueglichen-start-des-sozialpartnerdialogs-zur-betrieblichen-altersversorgung
https://www.aba-online.de/infothek/positionen/positionspapiere/2026-06-22-umfangreiches-massnahmenpaket-zum-buerokratieabbau-der-betrieblichen-altersversorgung
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I. Kenngröße Gesamtversorgungsniveau 
1. Nettoersatzquote 70% / 2. Nettoersatzquote, typisierte Modellfälle, über alle Säulen u. Ersatzleistungen / 3. 
verbesserte Statistiken / 4. digitale Rentenübersicht 
 
II. Renteneintritt, Rehabilitation und Prävention 
5. Regelaltersgrenze an Lebenserwartung koppeln / 6. kein abschlagsfreier Renteneintritt / 7. kein Renteneintritt 
allein nach Beitragsjahren / 8. Rente für langjährige Versicherte nur mit Abstand 3 Jahre / 9. versicherungsmathe-
matische Abschläge regelmäßig aktualisieren / 10. Fallmanagement der gRV u. Wiedereingliederung / 11. Hinter-
bliebenenversorgung anpassen / 12. Rehabilitation stärken / 13. Altersteilzeit erst ab 58 und ohne Blockmodell 
 
III. Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung 
14. Nachhaltigkeitsfaktor, Haltelinie inkl. gesetzlicher Kapitalrente / 15. Übergangsfaktor, wenn gesetzliche Kapi-
talrente den Nachhaltigkeitsfaktor noch nicht ausgleicht / 16. einheitlicher Beitragssatz; nur Löhne, keine weiteren 
Einkunftsarten / 17. Fremdleistungen klar ausweisen und durch Bundesanteil finanzieren 
 
IV. Vermeidung von Altersarmut 
18. verdeckte Armut bekämpfen, Vorschläge der Kommission zur Sozialstaatsreform / 19. geringere Anrechnung 
eigener Beiträge auf Grundsicherung / 20. Langzeitarbeitslose nicht vorzeitig in Rente schicken 
 
V. Einbeziehung weiterer Gruppen in die gesetzliche Rentenversicherung 
21. Erweiterung gRV auf Erwerbstätigenversicherung / 22. neue Selbständige obligatorisch, Bestands-Selbständige 
mit Opt-Out / 23. gRV-Reformen auf Beamte übertragen; Verbeamtungen reduzieren / 24. Abgeordnete in gRV 
einbeziehen / 25. Vorstände von Aktiengesellschaften in gRV einbeziehen / 26. Minijobs in die gRV, Ausnahme nur 
Schüler 
 
VI. Kapitalgedeckte Elemente 
27. Kapitaldeckung in die Alterssicherung, Betonung Governance, ausl. Vorbilder / 28. paritätisch finanzierte 2% 
Kapitalrente in gRV nach schwedischem Vorbild, Anstieg Rentenniveau / 29. bAV in unterversorgten Bereichen; 
Sozialpartnerdialog, die vereinbarten Maßnahmen anschließend in Gesetze überführen / 30. Bürokratieabbau, 
Portabilität, Rechtssicherheit / 31. Frühstartrente mit der gesetzlichen Kapitalrente verzahnen, auch öffentliches 
Standard-Depotvertrag der pAV / 32. geförderte pAV eng monitoren, Rendite und Kosten prüfen 
 
VII. Digitalisierung und Verwaltungsmodernisierung 
33. DRV-Organisation und deren Bürgernähe 
 
Die Empfehlungen 29 und 30 folgend im Wortlaut: 

“Empfehlung 29: Die Kommission empfiehlt, im Jahr 2026 im Rahmen eines Sozialpartnerdialogs konkrete 
Maßnahmen zu erarbeiten, die die Verbreitung der bAV insbesondere in bisher unterversorgten Bereichen 
deutlich erhöhen und von beiden Sozialpartnern mitgetragen werden. Diese Maßnahmen sollen im An-
schluss in ein Gesetzgebungsverfahren überführt werden. Eine annähernd flächendeckende Verbreitung 
der bAV sollte perspektivisch angestrebt werden, um ein lebensstandardsicherndes Gesamtversorgungs-
niveau der Alterssicherung für alle Beschäftigten zu erreichen.” 
 
“Empfehlung 30: Die Kommission empfiehlt, durch Verbesserungen in den Bereichen Bürokratieabbau, 
Portabilität, Rechtssicherheit, Kostenverteilung und Geringverdienerförderung die Attraktivität der bAV 
zu erhöhen und den Verbreitungsgrad zu steigern.” 

// MK 
 

  



|2026 2 

 

  

4 Erscheinungsdatum: 30. Juni 2026 

Bürokratieabbau in der betrieblichen Altersversorgung – aba veröffentlicht umfangreiches 
Maßnahmenpaket 

Der umfangreiche Maßnahmenkatalog der aba verfolgt insgesamt das Ziel, die betriebliche Altersversorgung (bAV) 
durch Vereinfachung von Steuer-, Aufsichts- und Verfahrensregeln deutlich zu entlasten. Im Mittelpunkt der aba-
Tabelle – das Ergebnis einer gremienübergreifenden Sammlung – steht dabei eine systematische Reduktion admi-
nistrativer Doppelstrukturen, rechtlicher Unsicherheiten und uneinheitlicher Regelungen.  
 
Ein zentraler Ansatzpunkt ist die Vereinfachung steuerlicher Verfahren. Zahlreiche Vorschläge zielen darauf ab, 
unnötige Steuerabzüge sowie anschließende Erstattungsverfahren zu vermeiden, etwa durch die Ausweitung be-
stehender Freistellungsmechanismen oder durch eine Gleichbehandlung vergleichbarer Kapitalerträge. Gleichzei-
tig sollen historisch gewachsene, inzwischen realitätsferne Grenzwerte und Fördermechanismen angepasst und 
dynamisiert werden, um komplexe Lösungen zur Anpassung an gesetzliche Anforderungen und zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand zu vermeiden. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Digitalisierung und der Vereinfachung von Kommunikationsprozessen. Die 
aba plädiert konsequent für den Abbau von Schriftformerfordernissen zugunsten digitaler Verfahren sowie für 
automatisierte Datenübermittlungen ohne zusätzliche Zustimmungshürden. Gleichzeitig sollen bestehende digi-
tale Instrumente – insbesondere die Digitale Rentenübersicht – praxisnäher ausgestaltet werden, etwa durch 
leichtere Datenzugänge, erweiterte Nutzungsmöglichkeiten und weniger redundante Informationspflichten. 
 
Eng damit verbunden ist das Ziel, Datenflüsse zu optimieren und Doppelarbeiten zu vermeiden. Viele Vorschläge 
adressieren parallele Melde-, Dokumentations- und Berichtspflichten gegenüber unterschiedlichen Stellen, die in-
haltlich überschneidend sind. Die aba fordert hier ein „Once-only“-Prinzip, bei dem Daten nur einmal erhoben und 
anschließend von allen berechtigten Stellen genutzt werden können.  Auch im Aufsichtsrecht wird eine Verschlan-
kung der Berichtspflichten und eine stärkere Abstimmung zwischen nationalen und europäischen Anforderungen 
angestrebt. 
 
Zudem zielen zahlreiche Vorschläge auf die Beseitigung rechtlicher Unklarheiten. Unklare Abgrenzungen, wider-
sprüchliche Regelungen und fehlende Klarstellungen führen vielfach zu zusätzlichem Prüf- und Dokumentations-
aufwand sowie zu erhöhtem Risiko von Streitigkeiten. Die aba regt daher gesetzliche Klarstellungen und einheitli-
che Regelungen an, um Prozesse zu standardisieren und die Rechtssicherheit zu erhöhen. 
 
Schließlich geht es auch um strukturelle Vereinfachungen innerhalb der bAV-Systematik. Dazu zählen etwa die 
Harmonisierung von Förder- und Beitragsgrenzen, die Flexibilisierung von Durchführungswegen sowie Maßnah-
men zur besseren Verbreitung der bAV, die zugleich den administrativen Aufwand verringern sollen. Ergänzend 
werden auch aufsichtsrechtliche Verfahren – etwa Meldeprozesse, Prüfanforderungen oder Bearbeitungszeiten – 
als zu aufwendig bewertet und sollen durch Standardisierung und verbindlichere Abläufe effizienter gestaltet wer-
den. 

// MK 
 

Altersvorsorgereformgesetz: Positionierung Bundesrat und Verkündung 

Nach der Verabschiedung in zweiter und dritter Lesung im Deutschen Bundestag am 27. März 2026 (vgl. bAV Up-
date 1/2026) hat auch der Bundesrat am 8. Mai 2026 im Rahmen des zweiten Beratungsdurchgangs der Reform 
zugestimmt. Er verband dies mit einer „Entschließung“, die auf Empfehlungen der Bundesratsausschüsse beruhte. 
Das Altersvorsorgereformgesetz wurde am 26. Mai 2026 verkündet. 
 
Mit der Entschließung, die in Beschlussdrucksache 2026/26 abrufbar ist, bittet der Bundesrat de Bundesregierung: 
„Der Bundesrat bittet die Bundesregierung in diesem Zusammenhang,   

a) sicherzustellen, dass die Vermarktung des durch einen öffentlichen Träger angebotenen Standardpro-
dukts spätestens ab dem 1. Januar 2027 erfolgen kann,  

https://www.aba-online.de/infothek/positionen/positionspapiere/2026-06-22-umfangreiches-massnahmenpaket-zum-buerokratieabbau-der-betrieblichen-altersversorgung
https://www.aba-online.de/application/files/3517/7496/9221/202600331_bAV-Update_1_2026.pdf
https://www.aba-online.de/application/files/3517/7496/9221/202600331_bAV-Update_1_2026.pdf
https://dserver.bundestag.de/brp/1065.pdf#P.218
https://dserver.bundestag.de/brd/2026/0206-26B.pdf
https://dserver.bundestag.de/brd/2026/0206-1-26.pdf
https://www.recht.bund.de/eli/bund/BGBl_1/2026/156
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0201-0300/206-26(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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b) bevorzugt die Möglichkeit der Übernahme der Vermögensverwaltung für das staatliche Standardpro-
dukt durch die Deutsche Bundesbank zu prüfen,  

c) zu prüfen, ob das Standardprodukt so ausgestaltet werden kann, dass die Anlegerinnen und Anleger 
auch eine Variante wählen können, welche Nachhaltigkeitskriterien berücksichtigt.“ 

Der Bundesrat drückt seine Einschätzung aus, dass er von der Deutschen Bundesbank die größtmögliche Unab-
hängigkeit und fachliche Kompetenz erwartet. Vielfach gingen andere Einschätzungen davon aus, dass der Kenfo-
Fonds als öffentlich-rechtliche Stiftung zur Finanzierung der sicheren Entsorgung radioaktiver Abfälle aus der ge-
werblichen Nutzung der Kernenergie die besseren Strukturen und Erfahrungen für eine realwertebasierte Kapital-
anlage mitbringen. Die Vermögensstruktur verteilte sich (Bericht Börsenzeitung) per Ende 2024 auf Aktien mit 
42,3%, Anleihen mit 40,4% sowie nicht-börsennotierte Anlagen wie Private Equity, Infrastruktur, Private Debt und 
Immobilien mit 12,6%. 
 
Nach Einschätzung des Bundesrates sei ein Vermarktungsbeginn spätestens ab dem 1. Januar 2027 erforderlich, 
um von Beginn an einen transparenten, vergleichbaren und wettbewerblich offenen Markt zu gewährleisten. Er 
solle insbesondere eine Benchmark-Funktion für Kosten, Leistungen und Qualität erfüllen. Für die Abschlussent-
scheidungen der Verbraucherinnen und Verbraucher würde das Standardprodukt des öffentlichen Trägers ein we-
sentlicher Vergleichsmaßstab in Form eines Referenzprodukts darstellen. 
 
Interessant ist dabei, dass die Alterssicherungskommission in ihrer Empfehlung 28 zur gesetzlichen Kapitalrente 
die Kenfo-Fonds zu präferieren scheint (als Beispiel genannt): „Für die Kapitalanlage soll ein öffentlicher, interna-
tional wettbewerbsfähiger Fonds (wie z. B. der Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung – KENFO) 
etabliert werden.“ Die gesetzliche Kapitalrente wiederum sollte gemäß Empfehlung 31 überall angedacht werden, 
wo ein öffentlicher Fonds in Rede steht, damit Doppelstrukturen vermieden werden: „Alternativ sollen sie den 
öffentlichen Fonds oder die zertifizierten Fonds der gesetzlichen Kapitalrente als Anlage wählen können. Auf jeden 
Fall sollte bei der Gestaltung des öffentlichen Fonds und der Auffanglösung darauf geachtet werden, dass auch 
hier keine Doppelstrukturen entstehen.“ 

// MK 
 

DGB-Rentenkommission empfiehlt Pflicht-Betriebsrente 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat im Januar 2026 eine eigene Rentenkommission eingesetzt, um ein 
Gesamtkonzept zur Zukunft der Alterssicherung zu erarbeiten. Der Kommission gehören Vertreter der DGB-Mit-
gliedsgewerkschaften sowie Experten aus Wissenschaft, Wohlfahrtspflege und Politik an. In vier thematischen La-
boren – zu Versorgungsniveau, Finanzierung, Renteneintritt und sozialer Absicherung – wurden zentrale Reform-
fragen analysiert und die am 26. Juni 2026 vorgelegten Empfehlungen erarbeitet.  
 
Die Rentenkommission des DGB spricht sich für ein höheres Rentenniveau von bis zu 53 Prozent aus. Finanziert 
werden soll dies unter anderem durch eine Abgabe auf hohe Vermögen. Zugleich lehnt das Gremium eine Anhe-
bung des Renteneintrittsalters ab und plädiert dafür, die gesetzliche Rentenversicherung perspektivisch zu einer 
Erwerbstätigenversicherung weiterzuentwickeln. Die DGB-Rentenkommission empfiehlt zudem die Einführung ei-
ner Pflicht-Betriebsrente. Alle Arbeitgeber sollen ihren Beschäftigten eine tariflich geregelte Betriebsrente anbie-
ten. Auch nicht tarifgebundene Unternehmen sollen entsprechende Tarifverträge anwenden müssen. Zudem wer-
den verbindliche Mindeststandards verlangt, darunter ein Arbeitgeberbeitrag von jährlich zwei Prozent des Brut-
tolohns beziehungsweise mindestens 25 Prozent der monatlichen Bezugsgröße. Betriebsrenten sollen verlässlich 
sein und lebenslange Leistungen im Alter, bei Erwerbsminderung und für Hinterbliebene bieten. 

// St 
 

Überarbeitung der EbAV II-Richtlinie: ausführliches aba-Positionspapier 

Am 20. November 2025 hat die EU-Kommission als Teil ihres „Zusatzrentenpakets“ einen Vorschlag zur Überar-
beitung der EbAV II Richtlinie vorgelegt (siehe auch bAV-Update 1/2026). Am 1. Juni 2026 hat die aba ein 52-

https://www.boersen-zeitung.de/banken-finanzen/kenfo-liefert-mehr-rendite-als-noetig
https://www.dgb.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/dgb-setzt-rentenkommission-ein-fuer-eine-starke-verlaessliche-und-gerechte-alterssicherung/
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Uploads/260626_DGB-Rentenkommission-Empfehlungen.pdf
https://finance.ec.europa.eu/publications/commission-proposes-boost-supplementary-pensions-help-ensure-adequate-retirement-income_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52025PC0842
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52025PC0842
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seitiges Positionspapier zum Kommissionsvorschlag veröffentlicht. In diesem wird betont, dass die aba das über-
geordnete Ziel teilt, die kapitalgedeckte Altersvorsorge in Europa zu stärken. Gleichwohl sieht sie im vorliegenden 
Vorschlag erhebliche Risiken für die bewährten Strukturen der betrieblichen Altersversorgung (bAV) in Deutsch-
land und anderen Mitgliedstaaten. 
 
Die bAV in Deutschland zeichnet sich insbesondere durch ihre kollektive Organisation und das sie prägende Drei-
ecksverhältnis zwischen Trägerunternehmen, Beschäftigten und der durchführenden Einrichtung aus. Diese Merk-
male unterscheiden sie grundlegend von individueller privater Altersvorsorge. Die aba betont daher die Notwen-
digkeit, diese spezifischen Strukturen bei einer europäischen Regulierung angemessen zu berücksichtigen. 
 
Aus Sicht der aba muss die Überarbeitung der EbAV-II-Richtlinie den Charakter einer Mindestharmonisierungs-
richtlinie beibehalten. Nur so kann den erheblichen Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten bezüglich deren 
Alterssicherungssystemen sowie dem für die bAV relevanten Arbeits-, Sozial- und Steuerrecht Rechnung getragen 
werden. Die im Kommissionsvorschlag vorgesehene Ausweitung von EU-Kompetenzen durch delegierte Rechts-
akte der EU-Kommission und EIOPA-Leitlinien wird daher abgelehnt, da sie faktisch auf eine weitgehende Vollhar-
monisierung hinauslaufen würde. 
 
Zentraler Kritikpunkt ist zudem der Umfang der vorgeschlagenen neuen Anforderungen. Viele dieser Maßnahmen 
würden zu erheblichen Mehrkosten führen, ohne dass ein klarer Mehrwert erkennbar wäre. Dies steht im Wider-
spruch zum politischen Ziel der EU des Bürokratieabbaus. Die aba fordert daher eine umfassende Folgenabschät-
zung unter Einbeziehung der Mitgliedstaaten. 
 
Die aba sieht auch Risiken für die Weiterentwicklung der bAV insgesamt. Zusätzliche regulatorische Belastungen 
könnten dazu führen, dass Arbeitgeber sich von der betrieblichen Altersversorgung abwenden. Auch die ange-
strebte Verbesserung der Anlageperformance wird durch Teile des Kommissionsvorschlags konterkariert, etwa 
durch eine mögliche Annäherung an Solvency-II-Regelungen, die eher konservative Anlageansätze begünstigen 
würden. 
 
Ein weiterer zentraler Punkt ist die Wahrung der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Ausgestaltung ihrer 
Alterssicherungssysteme. Die Abgrenzung zwischen betrieblicher und privater Altersvorsorge sowie Fragen zur 
Organisation der Systeme, zur Rolle der Sozialpartner oder zu Auszahlungsformen sollten weiterhin national ge-
regelt werden. Entsprechende EU-weite Vorgaben – etwa im Bereich von Informationspflichten – werden von der 
aba kritisch bewertet. 
 
Vor diesem Hintergrund kommt die aba zu dem Schluss, dass der vorliegende Vorschlag in seiner derzeitigen Form 
nicht geeignet ist, die betriebliche Altersversorgung zu stärken – weder in Deutschland noch in der EU insgesamt. 
Vielmehr besteht die Gefahr, dass etablierte Systeme geschwächt und die Weiterentwicklung der bAV gefährdet 
werden. Die aba spricht sich daher für eine grundlegende Überarbeitung des Vorschlags aus und fordert einen 
neuen Ansatz, der die Besonderheiten der betrieblichen Altersversorgung angemessen berücksichtigt und eine 
verhältnismäßige, kosteneffiziente Regulierung sicherstellt. 

// XK, SD 
 

EU-Gesetzgebungsverfahren zur Überarbeitung der EbAV II-Richtlinie – Rat und EP 

Am 2. Juni 2026 veröffentlichte Damian Boeselager (DE, Volt bzw. Greens/EFA), der zuständige Berichterstatter 
im Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) des Europäischen Parlaments, seinen Berichtsentwurf zum 
Kommissionsvorschlag. Der Berichtsentwurf sieht u.a. vor, dass EbAV mit einer Bilanzsumme von über 1 Mrd. Euro 
2 % ihres Kapitals in Wagniskapital investieren müssen. Ferner sollen Mitgliedstaaten bzw. die nationalen Auf-
sichtsbehörden ermächtigt werden, alle drei Jahre einen zusätzlichen Klimastresstest von EbAV einzufordern. Die 
Frist für MdEP, Änderungsanträge zum EbAV II-Änderungsvorschlag einzureichen, war der 25. Juni 2026. Die ein-
gereichten Änderungsanträge sind noch nicht veröffentlicht. Nach aktueller Planung soll über den finalen Bericht 
im Oktober 2026 abgestimmt werden.    

https://www.aba-online.de/application/files/2517/8031/1253/20260526_aba_position_paper_IORP_II_review.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/ECON-PR-787037_EN.pdf
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Der Rat hat 26. Juni 2026 seine Position zum KOM-Änderungsvorschlag zur EbAV-II-Richtlinie veröffentlicht, die 
die Basis für die Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament (und der EU-Kommission) sein wird. Gegenüber 
dem Vorschlag der EU-Kommission, dessen Regulierungsanforderungen primär auf eine Marktkonsolidierung ab-
zielten, enthält die Ratsposition viele Entschärfungen. Gleichzeitig drohen weiterhin erhebliche Belastungen der 
EbAV im Vergleich zur aktuellen EbAV-II-RL. Eine tiefergehende 𝗮𝗯𝗮-𝗔𝗻𝗮𝗹𝘆𝘀𝗲 𝗱𝗲𝗿 𝗥𝗮𝘁𝘀𝗽𝗼𝘀𝗶𝘁𝗶𝗼𝗻 – auch im Hin-
blick auf das jüngste aba-Positionspapier – erfolgen in den kommenden Wochen. 
 
Die aba begleitet – zusammen mit unserem europäischen Verband PensionsEurope – den Prozess der Überarbei-
tung der EbAV II-Richtlinie intensiv.   

// XK, SD 
 
 

EU Finance Day 2026: Klaus Stiefermann bei Diskussion zu „Financing Competitiveness“ 

Am 10. Juni 2026 fand im Europäischen Haus Berlin der EU Finance Day 2026: Financing Competitiveness statt. 
Die von der Europäischen Kommission organisierte Konferenz stand im Zeichen der Frage, wie Europas Wettbe-
werbsfähigkeit durch bessere Finanzierungsmöglichkeiten, mehr private Investitionen und nachhaltiges Industrie-
wachstum gestärkt werden kann. Im Mittelpunkt standen der European Competitiveness Fund, die Mobilisierung 
von Privatkapital – insbesondere auch von  Altersversorgungseinrichtungen – sowie Sustainable Finance als Bei-
trag zur grünen und digitalen Transformation.  
 
Teil der Veranstaltung war die Podiumsdiskussion „Financing Competitiveness: What role for pension funds?“, an 
der sich Klaus Stiefermann in seinen Rollen als Vorsitzender von PensionsEurope und Geschäftsführer der aba 
beteiligte. Diskutiert wurde der Wunsch der Europäischen Kommission, mehr Venture-Capital-Finanzierungen in 
der EU zu ermöglichen, und die Frage, welchen Beitrag Altersversorgungseinrichtungen dazu leisten können. Mit 
Klaus Stiefermann diskutierten Kinga Stanislawska (CEO von European Women in VC sowie Managing Partner und 
Gründerin des Experior Venture Fund), Alex Seddon (Leiter Impact und Private Equity bei M&G Catalyst), und 
Christian Roehle (Co-Leiter Investment Management bei KfW Capital). Moderiert wurde die Diskussion von Ag-
nieszka Wojdyr (Generaldirektion Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU der Europäischen Kommis-
sion). 
 
Klaus Stiefermann betonte, dass Altersversorgungseinrichtungen in erster Linie dem Ziel dienen, angemessene 
und sichere Betriebsrenten zu organisieren. Ihre Anlagestrategie werde daher maßgeblich durch die Struktur ihrer 
Verpflichtungen bestimmt. Gerade Einrichtungen mit reifem Bestand und vielen Leistungsbeziehern hätten häufig 
einen negativen Cashflow und investierten deshalb eher in weniger volatile Anlageklassen als in Wagniskapital. 
Zugleich verwies er darauf, dass institutionelle Investoren wie Altersversorgungseinrichtungen aus guten Gründen 
einen ausgeprägten „home bias“ haben und bereits heute in erheblichem Umfang in ihre lokale Wirtschaft und 
Infrastruktur investieren. Die Aufzeichnung der Veranstaltung ist online abrufbar. 

// St 
 

Überarbeitung der PEPP Verordnung: ECON-Berichtsentwurf und Verhandlungsposition des 
Rates 

Am 20. November 2025 hat die EU-Kommission als Teil ihres „Zusatzrentenpakets“ einen Vorschlag zur Überar-
beitung der PEPP Verordnung vorgelegt (siehe auch bAV-Update 4/2025). Am 10. April 2026 hat unser europäi-
scher Verband PensionsEurope (maßgeblich unterstützt von der aba) ein Positionspapier zu dem Kommissions-
vorschlag veröffentlicht. Zentrale Aussagen des Positionspapiers sind:  
▪ Ein „Workplace-PEPP“ darf etablierte Altersversorgungssysteme nicht beeinträchtigen oder kannibalisieren. 
▪ Die steuerliche Behandlung des PEPP sollte weiterhin in die nationale Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen. 
▪ Die Verpflichtung, nationale Unterkonten in mindestens zwei Mitgliedstaaten anzubieten, ist ein wesentlicher 

Bestandteil des europäischen Charakters des PEPP und sollte daher beibehalten werden. 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/06/26/council-moves-ahead-on-updating-the-eu-workplace-pensions-framework/
https://www.b2match.com/e/eu-finance-days-berlin
https://www.b2match.com/e/eu-finance-days-berlin/components/69885
https://www.b2match.com/e/eu-finance-days-berlin/components/69885
https://finance.ec.europa.eu/publications/commission-proposes-boost-supplementary-pensions-help-ensure-adequate-retirement-income_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC0840
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC0840
https://www.aba-online.de/application/files/2217/6613/3595/20251219_bAV-Update_4_2025.pdf
https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEurope-position-paper-on-the-PEPP-review-proposal-10.04.26.pdf
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Am 11. Mai 2026 veröffentlichte Liesbet Sommen (BE, EVP), die zuständige Berichterstatterin im mitberatenden 

Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten (EMPL) des Europäischen Parlaments, ihren Berichts-

entwurf zum Kommissionsvorschlag. Der Berichtsentwurf des federführenden Ausschusses für Wirtschaft und 

Währung (ECON) liegt zum Redaktionsschluss noch nicht vor. Am 24. Juni 2026 legte der Rat sein Verhandlungs-

mandat fest. Gemeinsam mit PensionsEurope begleitet die aba den Prozess der Überarbeitung PEPP Verordnung 

intensiv.  

// XK, SD 

PensionsEurope Positionspapier zum nicht-legislativen Teil des EU-Zusatzrentenpakets 

Am 28. April 2026 hat unser europäischer Verband PensionsEurope sein Positionspapier zur „Empfehlung der EU-
Kommission zu Trackingsystemen mit Informationen über die individuellen Rentenansprüche, zu Übersichten über 
die Altersversorgung und zur automatischen Mitgliedschaft“ veröffentlicht. Die Empfehlung der EU-Kommission 
wurde am 20. November 2025 als Teil des „EU-Zusatzrentenpakets“ vorgelegt (siehe auch bAV-Update 4/2025).  
 
In dem Positionspapier, an dessen Erstellung die aba substantiell mitgewirkt hat, hebt PensionsEurope unter an-
derem folgende Punkte hervor: 
▪ Rententrackingsysteme sind an den Informationsbedürfnissen der Bevölkerung im jeweiligen Mitgliedstaat 

auszurichten. Insofern muss die Zuständigkeit für deren Inhalte bei den Mitgliedstaaten liegen.  
▪ Übersichten über die drei Säulen der Altersversorgung („pension dashboards“) sollten eine zukunftsgerichtete 

Perspektive auf die Entwicklung der Alterssicherungssysteme bieten. Die Erstellung länderübergreifender 
Rankings oder Benchmarking-Ansätze können jedoch negative Auswirkungen haben. 

▪ Automatische Einbeziehung kann ein sinnvolles Werkzeug sein, um den Verbreitungsgrad von zusätzlicher 
kapitalgedeckter Altersvorsorge zu erhöhen. Allerdings sind sie per se kein Garant dafür, dass ausreichende 
Beiträge gezahlt werden. 

// XK, SD 
 

PensionsEurope antwortet auf Sondierung der EU-Kommission zur Überarbeitung der Aktio-
närsrechte-Richtlinie II 

Am 6. Mai 2026 hat unser europäischer Verband PensionsEurope, unterstützt durch die aba, auf für Altersversor-
gungseinrichtungen einschlägige Teile eines Fragebogens der EU-Kommission zur Überarbeitung der Aktionärs-
rechte-Richtlinie II (Shareholder Rights Directive II bzw. SRD II) geantwortet. Ferner hat PensionsEurope, ebenfalls 
unterstützt durch die aba, eine Antwort auf die Sondierung der Europäischen Kommission zur Überarbeitung der 
SRD II eingereicht.  
 

In der Antwort, an deren Erstellung die aba maßgeblich beteiligt war, betont PensionsEurope, dass die Richtlinie 

auch in Zukunft dem Kapitalanlageverhalten von Altersversorgungseinrichtungen gerecht werden muss. In vielen 

Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, erfolgt die Anlage in Aktien vorwiegend indirekt über Spezialfonds und 

Vermögensverwalter. In ihrer gegenwärtigen Form wird die SRD II diesem Anspruch gerecht, da sie es Altersver-

sorgungseinrichtungen im Rahmen einer „comply or explain“-Regelung offenlässt, ob sie ihre Mitwirkungspolitik 

(„engagement policy“) offenlegen. Darüber hinaus sind EbAV verpflichtet, offenzulegen, wie ihre Anlagestrategie 

mit ihren langfristigen Verpflichtungen in Einklang steht. Ferner müssen sie Informationen zu Vereinbarungen mit 

Vermögensverwaltern veröffentlichen. Dieser Rahmen ist sachgerecht und sollte beibehalten werden. 
 

PensionsEurope setzt sich dafür ein, dass durch die Überprüfung der SRD II keine zusätzlichen Offenlegungspflich-
ten oder verpflichtenden Mitwirkungsanforderungen für Altersversorgungseinrichtungen eingeführt werden. Die 
Beibehaltung des bestehenden Ansatzes ist wesentlich, um Flexibilität bei unterschiedlichen Ansätzen der Kapi-
talanlage sicherzustellen, Doppelungen von Funktionen innerhalb der Wertschöpfungskette der Kapitalanlage zu 
vermeiden und eine klare Zuweisung von Verantwortlichkeiten zwischen Altersversorgungseinrichtungen und ih-
ren Vermögensverwaltern aufrechtzuerhalten. 

// XK, SD 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/EMPL-PA-787853_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/EMPL-PA-787853_EN.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10756-2026-ADD-1/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10756-2026-ADD-1/en/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)9300
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)9300
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=PI_COM:C(2025)9300
https://www.aba-online.de/application/files/2217/6613/3595/20251219_bAV-Update_4_2025.pdf
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2007/36/2024-01-09/deu
https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEurope-answer-to-the-public-consultation-on-the-SRD-II-review-Final.pdf
https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEurope-answer-to-the-call-for-evidence-on-SRD-II-review-Final.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14809-Shareholder-Rights-Directive-evaluation-and-review_en


|2026 2 

 

  

9 Erscheinungsdatum: 30. Juni 2026 

STEUERN 

Beitragszuschläge nach Einschränkung der Familienversicherung: Mehraufwand für Zahlstel-
len droht 

Der Regierungsentwurf vom 1. Mai 2026 für Reformen in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz) sowie der Referentenentwurf vom 6. Juni 2025 für ein Gesetz zur Neuordnung der Pfle-
geversicherung sehen inhaltlich übereinstimmend die Einschränkung der Familienversicherung von Ehepartnern 
und die Erhebung von Zusatzbeiträgen bei den davon betroffenen Versicherten vor. 
 
Die bislang kostenlose Mitversicherung soll beschränkt werden auf Ehepartner und eingetragene Lebenspartner 
mit Kindern bis zum vollendeten 7. Lebensjahr, mit Kindern mit Behinderungen oder mit zu pflegenden Angehöri-
gen. Sie soll zudem nach Erreichen der Regelaltersgrenze entfallen. 
 
Für die Mitversicherung der übrigen Ehepartner sollen ab dem 1. Januar 2028 laut den vorliegenden Entwürfen 
folgende Zusatzbeiträge vom Versicherten erhoben werden. Aktuell geplant sind 2,5 Prozentpunkte in der gesetz-
lichen Krankenversicherung sowie 0,52 Prozentpunkte in der gesetzlichen Pflegeversicherung. 
 
Aus Sicht der aba ist das geplante Verfahren insbesondere für eine Nacherhebung der Zusatzbeiträge für Zahlstel-
len der betrieblichen Altersversorgung (im Sinne des § 202 SGB V) mit dem Risiko eines unnötig hohen Verwal-
tungsaufwands verbunden. Darauf hat die aba in gleichlautenden Stellungnahmen gegenüber dem Bundesgesund-
heitsministerium bzw. dem Bundestagsausschuss für Gesundheit hingewiesen. Problematisch ist aus Sicht der aba 
die Regelung in § 242b Abs. 2 Sätze 4 und 5 SGB V-E. Diese sehen vor, dass bei einem unterbliebenen Einbehalt 
des Beitragszuschlags aus laufenden Einnahmen der rückständige Betrag gleichmäßig über einen Zeitraum von 
zwölf Monaten verteilt einzubehalten ist. Ferner legt Satz 4 fest, dass ein zum Ende einer Mitgliedschaft verblei-
bender Rückstand eines noch zu zahlenden Beitragszuschlags mit dem letzten Abrechnungszeitraum von der bei-
tragsabführenden Stelle vollständig einzubehalten ist. 
 
Aus Sicht der aba droht hierdurch ein hoher Verwaltungsaufwand, insbesondere im Zusammenhang mit Software-
anpassungen bei Zahlstellen von Versorgungsbezügen sowie im Rahmen des Zahlstellenmeldeverfahrens (insbe-
sondere neue Datensätze und Kennzeichen) sowie bei der Erweiterung des Datenaustauschs nach § 28b SGB IV 
und den entsprechenden Datensatzbeschreibungen für Krankenkassenmeldungen. 
 
Die aba hat daher empfohlen, auf die Sonderregelungen des § 242b Abs. 2 Sätze 4 und 5 SGB V-E vollständig zu 
verzichten und stattdessen auf Zahlstellen die einfachere Regelung des § 255 SGB V anzuwenden, die auch für die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung Anwendung finden soll. Diese ermöglicht für Beiträge, die zunächst 
nicht einbehalten wurden, eine kurzfristigere und einfacher umzusetzende Verrechnung mit künftigen laufenden 
Rentenzahlungen. 

// AZ 
 

ZfA vor Anpassungen der Kommunikationsverfahren an das Altersvorsorgereformgesetz vor 

Bereits seit dem Inkrafttreten des Altersvermögensgesetzes (AVmG) und des Altersvermögensergänzungsgesetzes 
(AVmEG) zum 1.1.2002 ist die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) zuständig für die zahlreichen Kom-
munikations- und Meldeverfahren rund um die Riester-Förderung und angrenzende Steuer-/Rentenprozesse. In 
die Kommunikationsprozesse mit der ZfA einbezogen sind seither auch Einrichtungen der betrieblichen Altersver-
sorgung und Versicherungsunternehmen mit Direktversicherungen. 
 
Die ZfA hat im Frühjahr 2026 mit Vorbereitungen für Änderungen an Kommunikations- und Meldeprozessen be-
gonnen, die aus dem Altersvorsorgereformgesetz und dem Inkrafttreten eines neuen Fördersystems zum 1.1.2027 
einhergehen. Hierfür wurden für „Kunden“ der ZfA, die bereits mit ihr in Kommunikationsbeziehungen stehen, in 

https://dip.bundestag.de/vorgang/entwurf-eines-gesetzes-zur-stabilisierung-der-beitragss%C3%A4tze-in-der-gesetzlichen/334469
https://dip.bundestag.de/vorgang/entwurf-eines-gesetzes-zur-stabilisierung-der-beitragss%C3%A4tze-in-der-gesetzlichen/334469
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegeneuordnungsgesetz-pnog
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegeneuordnungsgesetz-pnog
https://www.lobbyregister.bundestag.de/inhalte-der-interessenvertretung/stellungnahmengutachtensuche/SG2606190029/382683
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__255.html
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sogenannten „Anbieter-Informationstagen“ am 9. und 10. Mai 2026 erste Informationen bekannt gegeben. Auch 
Stakeholder-Gremien der ZfA, in denen auch Mitglieder aus der aba vertreten sind, wurden neu einberufen. 
 
Praxisfragen – auch für Anbieter aus dem Bereich der betrieblichen Altersversorgung – dürften insbesondere die 
Konsequenzen aus einem Wechsel des Förderrechts betreffen. Zwar genießen bestehende Vereinbarungen über 
eine „Riester-Förderung“ nach bisherigem Recht Bestandsschutz. Ab 1.1.2027 sind aber eine Vielzahl von Auslö-
sern denkbar, die dazu führen werden, dass nur noch das neue Förderrecht auf alle Verträge Anwendung finden 
kann. Dies kann einerseits der gezielte Wunsch eines Versorgungsberechtigten einer EbAV sein, dass anstelle der 
bisherigen Riester-Förderung das neue Recht angewendet wird. Ein weiterer Auslöser für die Anwendung des 
neuen Rechts kann aber auch sein, dass ein solcher Versorgungsberechtigter bei einem Anbieter der dritten Säule 
ab 1.1.2027 ein nach neuem Recht förderfähiges Altersvorsorgedepot eröffnet. 
 
Die aba hat ihrerseits zur Gewährleistung eines guten Informationsflusses eine ad-hoc-Arbeitsgruppe („Austausch- 
und Informationsverteiler“) eingerichtet. Die Arbeitsgruppe ist mit Vertretern aus unterschiedlichen aba-Gremien 
besetzt und wird in den kommenden Monaten die Vorbereitung auf das neue Förderrecht und dessen Umsetzung 
ab 1.1.2027 (erste Möglichkeit der Beitragszahlung nach neuem Recht) bzw. ab 1.1.2028 (Ausstellung erster steu-
errechtlicher Bescheinigungen für das Beitragsjahr 2027) begleiten. Interessierte aba-Mitglieder, die noch nicht 
eingebunden sind, können sich gern bei der aba-Geschäftsstelle melden. 

// AZ 
 

AUFSICHT 

KI-Marktüberwachungsgesetz: Künftige Strukturen der Marktaufsicht 

Am 11. Juni 2026 wurde das Gesetz zur Durchführung der Verordnung über künstliche Intelligenz in zweiter und 
dritter Lesung im Deutschen Bundestag verabschiedet. Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrats 
und wird am Tag nach seiner Verkündung in Kraft treten, also voraussichtlich noch im Sommer dieses Jahres.  
 
Das Gesetz regelt u.a. die Zuständigkeiten für die Marktaufsicht für KI-Systeme bzw. deren Nutzer und Anwender. 
Für Altersvorsorgeeinrichtungen und andere Anbieter regulierter Finanzdienstleistungen ergibt sich aus dem Ge-
setz eine geteilte aufsichtliche Zuständigkeit für KI-Systeme. Daraus kann auch das Risiko von Unklarheiten über 
aufsichtliche Zuständigkeiten resultieren.  
 
Zwar soll die Bundesnetzagentur grundsätzlich die zuständige Marktaufsichtsbehörde sein und branchenübergrei-
fende Standards sicherstellen. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) ist aber davon unab-
hängig gem. § 2 Abs. 2 KI-MIG die zuständige Marktüberwachungsbehörde „für in direktem Zusammenhang mit 
einer regulierten Finanztätigkeit stehende KI-Systeme“. Gem. § 3 Abs. 2 Nr. 16 und 17 KI-MIG gilt dies auch für 
„Versicherungsunternehmen im Sinne des § 7 Nummer 33 und 34“ sowie für „17. Pensionsfonds im Sinne des § 
236 Absatz 1 Satz 1“ des VAG, also für EbAV und Direktversicherungen. 
 
Auf die Gefahr von Unklarheiten hatte die aba bereits im Oktober 2025 in ihrer Stellungnahme zum Referenten-
Entwurf des Bundesministeriums für Digitales und Staatsmodernisierung hingewiesen. Der Regierungsentwurf 
und die dazu angebrachten Beschlussempfehlungen des federführenden Bundestagsausschusses für Digitales und 
Staatsmodernisierung haben an der Zuständigkeitsteilung aber im Kern festgehalten. 
 
Im Referentenentwurf war noch eine explizite Beschränkung der BaFin-Zuständigkeit für Hochrisiko-Systeme gem. 
Anhang III Nummer 5 Buchstabe b und c der Verordnung (EU) 2024/1689 vorgesehen. Dies sind KI-Systeme, die 
bestimmungsgemäß für die Kreditwürdigkeitsprüfung und Bonitätsbewertung oder die Risikobewertung und 
Preisbildung im Fall von Lebens- und Krankenversicherungen verwendet werden sollen. Der Regierungsentwurf 
enthielt aber bereits die erweiterte Formulierung, dass die BaFin-Zuständigkeit insbesondere für 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw24-de-ki-1183820
https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fbmds.bund.de%2Ffileadmin%2FBMDS%2FDokumente%2FGesetzesvorhaben%2FStellungnahmen_KI-VO%2FStellungnahmen_der_Laender_und_Verbaende_im_Rahmen_der_Online-Konsultation.xlsx&wdOrigin=BROWSELINK
https://view.officeapps.live.com/op/view.aspx?src=https%3A%2F%2Fbmds.bund.de%2Ffileadmin%2FBMDS%2FDokumente%2FGesetzesvorhaben%2FStellungnahmen_KI-VO%2FStellungnahmen_der_Laender_und_Verbaende_im_Rahmen_der_Online-Konsultation.xlsx&wdOrigin=BROWSELINK
https://dserver.bundestag.de/btd/21/045/2104594.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/064/2106407.pdf
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj?locale=de#anx_III
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Hochrisikosysteme gelten soll. Ergänzt wurde im Begründungsteil der Satz: „Darüber hinaus kann es weitere KI-
Systeme geben, die einen direkten Zusammenhang zur Erbringung einer regulierten Finanztätigkeit haben.“ 
 
In seiner Stellungnahme hatte auch der Bundesrat Zweifel an der Klarheit der Zuständigkeitsregelung geäußert 
(BT-Drs. 21/5143, S. 3). Allerdings wies die Bundesregierung diese Bedenken zurück und führte zu der Kompetenz-
abgrenzung beispielhaft aus: „Dies wird in den allermeisten Fällen eindeutig zu beantworten sein (z. B. positiv für 
ein KI-System, das bestimmungsgemäß für die Kreditwürdigkeitsprüfung oder Bonitätsbewertung verwendet wer-
den soll; negativ für ein KI-System, das für die Einstellung oder Auswahl von Mitarbeitern verwendet werden soll) 
(BT-Drs. 21/5143, S. 3). 

// AZ 
 

EbAV, DORA und Wirtschaftsprüfer: Ergebnisse der aba-Umfrage 

Die Ergebnisse der im April 2026 durchgeführten Umfrage unter EbAV mit verschiedenen Fragen rund um „EbAV, 

DORA und Wirtschaftsprüfer“ hat Herr Jens Sattler (Conitas GmbH, Leitungs-Trio des aba-Fachausschuss Digitali-

sierung) auf der aba-Jahrestagung im Mai 2026 vorgestellt.  

 

Die Folien mit zentralen Erkenntnissen und ersten Handlungsempfehlungen wurden gezeigt und werden hier aus-

zugsweise veröffentlicht. Die Auswertung beruht auf Teilnahmen von 52 Einrichtungen der betrieblichen Alters-

versorgung (82,9% Teilnahmequote unter EbAV mit einer Bilanzsumme von mehr als 1 Mrd. Euro). 

 

Als zentrale Ergebnisse zeigen sich: 

▪ ein fortgeschrittener Umsetzungsstand in der Selbsteinschätzung der Umfrageteilnehmer, 

▪ hohe Umsetzungskosten für die DORA-Anforderungen (global betrachtet), 

▪ bei fast allen EbAV ein starker Anstieg der Kosten für die Abschlussprüfung durch die Ausweitung des Prü-

fungsumfangs auf die Einhaltung der DORA-VO (§ 35 Abs. 1 Nr. 10 VAG), 

▪ die Wahrnehmung vieler Anforderungen als für EbAV unverhältnismäßig; viele Umfrageteilnehmer sind der 

Auffassung, dass erhebliche Mehrkosten vermeidbar wären, ohne die Normziele der DORA-Verordnung zu 

gefährden. 
 

 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0301-0400/zu375-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0301-0400/zu375-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Die Handlungsempfehlungen zielen vorrangig auf die Vermeidung von Doppelprüfungen, die Gewährleistung ein-

heitlicher, EbAV-spezifischer Prüfungsvorgaben sowie auf einen Fokus auf IKT-Resilienz und IKT-Sicherheit in einer 

sachgerechten und wirksamen Art und Weise. 

 
 

 
 

Die aba dankt allen EbAV, die sich an der Umfrage beteiligt haben. Eine ausführlichere Darstellung der Umfrage-

ergebnisse erfolgt bis September 2026 im Mitgliederbereich der aba-Website.  

//AZ/SD 

 

EbAV und BaFin – in den nächsten Monaten zu erwarten  

Neben dem Entwurf für ein überarbeitetes Kapitalanlagerundschreiben und den Anpassungen des Berichtswesens 

im Nachgang der neuen Anlageverordnung vom 31. Januar 2025 ist eine Überarbeitung der MaGo für EbAV zu 

erwarten, in die v.a. ein neues Kapitel zu IT-Sicherheitsanforderungen für EbAV aufgenommen werden soll, die 

nicht in den DORA-Anwendungsbereich fallen (v.a. Rentnerpensionsfonds). 

 

Ferner wird der BaFin-Stresstest für Pensionskassen überarbeitet. Hierzu fand im kleinen Kreis (je zwei Vertreter 

der FV Pensionskassen und des FA KAP/R) im Juni 2026 ein BaFin-aba-Workshop statt. aba-Mitglieder können die 

zu diesem Anlass erstellten aba-Folien im Mitgliederbereich unter Hintergrundpapiere abrufen.  

 

Nach der erfolgten XBLR-Umstellung des nationalen Berichtswesens soll 2027 eine inhaltliche Überarbeitung er-

folgen. Die aba sammelt bis Mitte August 2026 Vorschläge zur Aktualisierung BerVersV und PFAV. Ein BaFin-aba-

Workshop dazu soll im November 2026 erfolgen. Zudem werden bis Mitte August 2026 Vorschläge im Hinblick auf 

eine Überarbeitung des BaFin-Treuhänder-Rundschreibens von 2016 gesammelt.  

// SD 
 

  

https://www.aba-online.de/infothek/positionen/hintergrundpapiere


|2026 2 

 

  

13 Erscheinungsdatum: 30. Juni 2026 

PensionsEurope antwortet auf das “Discussion Paper for EIOPA's report on integrated data 
collection” 

Am 10. Juni 2026 hat unser europäischer Verband PensionsEurope auf das „Discussion Paper for EIOPA's report 
on integrated data collection“ geantwortet. Bei diesem Diskussionspapier geht es auch um Berichts- und Offenle-
gungsanforderungen für EbAV. In der Antwort, an deren Erstellung die aba maßgeblich beteiligt war, hebt Pensi-
onsEurope folgende Punkte hervor:  
▪ Solvency II kann nicht als Rechtsgrundlage für Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) die-

nen: PensionsEurope lehnt die überarbeitete Solvency II-Richtlinie entschieden als vermeintlich geeignete 
Rechtsgrundlage zur Ausweitung der aufsichtsrechtlichen Berichterstattung von EbAV ab. Solvency II regelt 
eindeutig, dass ihr Gegenstand und Anwendungsbereich Versicherungen und Versicherungsunternehmen be-
treffen – nicht jedoch EbAV. Jegliche implizite Angleichung zwischen den Regelwerken der EbAV II-Richtlinie 
und Solvency II ist daher nicht gerechtfertigt. 

▪ EbAV unterscheiden sich von Versicherungsunternehmen: EbAV unterliegen mit der EbAV II Richtlinie einem 
eigenen Rechtsrahmen und weisen grundlegend andere Geschäftsmodelle, Governance-Strukturen und Auf-
sichtssysteme auf als Versicherungsunternehmen. Die Übertragung Solvency II-ähnlicher Berichtspflichten auf 
den EbAV II-Rahmen erhöht die Komplexität, ohne einen zusätzlichen aufsichtsrechtlichen Mehrwert zu schaf-
fen, und birgt das Risiko, nationales Sozial- und Arbeitsrecht zu untergraben. 

▪ Doppelte Berichtspflichten müssen beseitigt werden: EbAV sehen sich derzeit mit sich überschneidenden Be-
richtspflichten konfrontiert, die aus dem Nebeneinander nationaler und europäischer Berichtsrahmen resul-
tieren. Aufsichtsbehörden wie der Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die be-
triebliche Altersversorgung (EIOPA), die Europäische Zentralbank (EZB) und die Europäische Wertpapier- und 
Markaufsichtsbehörde (ESMA) fordern häufig vergleichbare Daten, jedoch mit unterschiedlichen Definitio-
nen, Zeitvorgaben und Validierungsregeln. PensionsEurope fordert die konsequente Umsetzung eines 
„Once‑only“-Prinzips, wonach bereits auf EU‑Ebene verfügbare Daten wiederverwendet und nicht mehrfach 
in unterschiedlichen Formaten abgefragt werden. 

▪ Das Proportionalitätsprinzip muss in der EIOPA-Berichterstattung stärker verankert werden: Kleinere und 
mittlere EbAV sind durch die bestehenden Berichtspflichten überproportional belastet. Künftige integrierte 
Berichtsrahmen müssen daher der Größe und Komplexität der jeweiligen Einrichtung angemessen Rechnung 
tragen. 

▪ ESG-Berichterstattung muss vereinfacht werden: Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten unter der 
EbAV II‑Richtlinie überschneiden sich erheblich mit Anforderungen aus der Offenlegungs-Verordnung sowie 
nationalen Vorgaben. Dies führt zu operativen Komplexitäten ohne klaren zusätzlichen Nutzen. PensionsEu-
rope setzt sich daher für einen zentralen ESG‑Datensatz mit einheitlichen Definitionen und Berechnungsre-
geln ein, der über verschiedene Rahmenwerke hinweg wiederverwendet werden kann. 

▪ Ein angemessener Zeitrahmen ist erforderlich: PensionsEurope weist auf ein erhebliches Timing‑Problem hin: 
Die überarbeitete Solvency‑II‑Richtlinie verpflichtet EIOPA, bis Januar 2027 einen Bericht zur integrierten Da-
tenerhebung für die Europäische Kommission vorzulegen, während die letzte Fassung der einschlägigen EI-
OPA‑Verordnung den Europäischen Aufsichtsbehörden (ESAs) aufgibt, bis zum 11. November 2030 einen Be-
richt zu einem integrierten Berichterstattungssystem vorzulegen. Eine Beschleunigung der Analyse für EbAV, 
um den Zeitplan des Versicherungssektors einzuhalten, birgt das Risiko von Ergebnissen, die den Besonder-
heiten von EbAV nicht gerecht werden. PensionsEurope fordert daher eine klare Trennung der beiden Ar-
beitsstränge. 

▪ Die Vereinfachungsagenda sollte die Arbeiten von EIOPA leiten: Die Arbeiten von EIOPA zur integrierten Da-
tenerhebung sollten das erklärte Ziel der EU widerspiegeln, den administrativen Aufwand um 25 % zu redu-
zieren, und dürfen nicht dazu führen, die Granularität der aufsichtsrechtlichen Berichterstattung von EbAV zu 
erhöhen. Künftige Maßnahmen müssen politisch mandatiert, umfassend folgenabschätzend geprüft und kon-
sequent an den Grundsätzen der Proportionalität und Subsidiarität ausgerichtet sein. 

// XK, SD 
 

  

https://www.eiopa.europa.eu/consultations/discussion-paper-eiopas-report-integrated-data-collection_en
https://www.eiopa.europa.eu/consultations/discussion-paper-eiopas-report-integrated-data-collection_en
https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEurope-answer-to-the-discussion-paper-on-integrated-data-collection-FINAL-10.06.26.pdf
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EIOPA Annual Report 2025 

Die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung EIOPA hat 
am 12. Juni 2026 ihren „Annual Report 2025“ veröffentlicht. In dem Bericht gibt die Behörde einen Überblick über 
ihre Aktivitäten im vergangenen Jahr. Besonders Augenmerk liegt dabei auf den Zielen der Spar- und Investiti-
onsunion („Savings and Investments Union“ bzw. SIU) sowie dem übergreifenden Ziel des Abbaus von Bürokratie.  

// XK 

NACHHALTIGKEIT 

Finanzmarktregulierung „Offenlegungsverordnung“ passt immer weniger auf deutsche EbAV 
– Verhaltungsmandat Rat und Stand im EP 

Das EU-Gesetzgebungsverfahren zum Vorschlag der EU-Kommission zur Überarbeitung der Offenlegungsverord-
nung (Sustainable Finance Disclosure Regulation, SFDR) geht voran (EU Law Tracker). Der Entwurf der EU-Kom-
mission sieht u.a. die Einführung eines Kategoriensystems mit drei Produktkategorien im Bereich Nachhaltigkeit – 
„Transition“, „ESG Basics“ und „Sustainable“ – vor., das v.a. auf kommerzielle Finanzprodukte und deren Anbieter 
zugeschnitten ist und die Vergleichbarkeit für Privatanleger verbessern soll. 

Zu den zentralen Themen bei den Verhandlungen im Rat und im Europäischen Parlament zählen die Behandlung 
von Staatsanleihen, die Rolle privater Vermögenswerte („private assets“) und Infrastrukturinvestitionen, die Aus-
gestaltung der Kategorie „Transition“ sowie die künftige Verwendung verbindlicher Nachhaltigkeitsindikatoren.  

Der Berichterstatter, Gerben-Jan GERBRANDY (NL, Renew), im federführenden EP-Ausschuss ECON hatte am 28. 
April 2026 seinen Berichtsentwurf vorgelegt. Zahlreiche Änderungsanträge wurden von den MdEP bis zum 10. Juni 
2026 eingereicht. 

Der Rat hat am 24. Juni 2026 seine Verhandlungsposition festgelegt (Pressemitteilung Rat mit Rechtstext). Das Ziel 
sei es, den Verwaltungsaufwand zu verringern und Anlegern zu helfen, nachhaltigkeitsbezogene Finanzprodukte 
besser zu verstehen und zu vergleichen. Aus EbAV-Sicht relevant: „Um den Verwaltungsaufwand zu verringern, 
gestattet das Mandat des Rates den Finanzmarktteilnehmern schließlich, die Kategorisierungsbestimmungen nicht 
für alternative Investmentfonds anzuwenden, die ausschließlich professionellen Anlegern angeboten werden, da 
diese Anleger nicht das gleiche Maß an standardisierten Informationen benötigen, das Kleinanlegern zur Verfü-
gung gestellt werden sollte.“ 

Nach der Abstimmung im Europäischen Parlament und der Festlegung des Standpunkts durch den Rat werden 
voraussichtlich noch in diesem Jahr Trilog-Verhandlungen beginnen. 

// SD, XK 
 

IT-ANFORDERUNGEN 

Digitale Agenda der EU: u.a. Vorfallmeldungen nach DORA und Hoch-Risiko-KI-Systeme laut 
KI-Verordnung  

Zwei im November 2025 von der EU-Kommission mit ähnlichem Namen vorgelegte, aber getrennte Gesetzge-
bungsvorschläge sind in den letzten Monaten unterschiedlich schnell vorangekommen:   
▪ der „Digital Omnibus“, ein 18. November 2025 präsentiertes Maßnahmenpaket, das u.a. Vorschläge zur Ver-

änderung der DORA-Verordnung (EU) 2022/2554 sowie der Datenschutzgrundverordnung (EU) 2015/679 ent-
hält, 

▪ und der am 19. November vorgestellte „Digital Omnibus on AI“, mit dem die EU Kommission insbesondere 
erste Anpassungen an der KI-Verordnung vorgeschlagen hat. 

https://www.eiopa.europa.eu/publications/annual-report-2025_en?prefLang=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52025DC0124
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52025DC0124
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=COM%3A2025%3A841%3AFIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX:32019R2088
https://law-tracker.europa.eu/procedure/2025_361?lang=en
https://www.europarl.europa.eu/RegData/commissions/econ/projet_rapport/2026/787886/ECON_PR(2026)787886_EN.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/06/24/council-agrees-position-on-simpler-transparency-rules-for-sustainable-financial-products/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52025PC0837
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52025PC0836
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Beide Reformvorschläge zielen laut Begründung der Kommission auf Bürokratieabbau, Kohärenz im digitalen EU-
Rechtsrahmen und mehr Rechtssicherheit. 
 
Intensiv begleitet wurde durch unseren europäischen Verband PensionsEurope insbesondere das Gesetzgebungs-
verfahren zum „Digital Omnibus“. Besonders im Fokus stand der Vorschlag der Kommission, für Vorfallmeldungen 
gemäß den Vorschriften der DORA-Verordnung einen „Single Entry Point“ auf europäischer Ebene einzurichten. 
Die Konsequenz einer solchen Reform wäre die Ablösung des unlängst für deutsche EbAV eingerichteten Mel-
deprozesses über die BaFin auf ihrer Melde- und Veröffentlichungsplattform (MVP). Es müsste eine neue Melde-
schnittstelle eingerichtet werden, voraussichtlich zur „Agentur der Europäischen Union für Cybersicherheit 
(ENISA)“. PensionsEurope, unterstützt von der aba, hat daran deutlich Kritik geübt, zuletzt in einem im März 2026 
veröffentlichten Positionspapier. 
 
Laut Informationen unseres europäischen Verbands PensionsEurope lehnt eine Mehrzahl der Mitgliedstaaten eine 
Zentralisierung des Vorfallmeldewesens ab. Allerdings hat sich wegen Uneinigkeit in anderen Fragen, die für Ende 
Juni 2026 geplante Veröffentlichung einer Verhandlungsposition des Rats auf unbestimmte Zeit verzögert. Sie 
wäre das Verhandlungsmandat des Rats in Trilogverhandlungen. Im Europäischen Parlament haben, wo der Aus-
schuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) sowie der Ausschuss für Industrie, Forschung und Ener-
gie (ITRE) gemeinsam zuständig sind, die Berichterstatterinnen Aura Salla und Marina Kaljurand ihren Berichtsent-
wurf am 22. Juni 2026 vorgelegt. Dieser hält in Bezug auf das Vorfallsmeldewesen am Vorschlag der EU Kommis-
sion fest. 
 
Kurz vor dem „Ziel“ befindet sich der Digital Omnibus on AI. Hier sind Rat und EP wesentlich schneller zu ihren 
Verhandlungspositionen (das EP am 26. März 2026, der Rat am 16. Mai 2026) gelangt. Bei diesem Vorhaben liegt 
eine mögliche Betroffenheit von EbAV vor allem bei Vorschriften über „Hochrisiko-KI-Systeme“. Bemerkenswert 
dabei ist: viele der Vorschriften in der KI-Verordnung haben noch keine echte praktische Wirkung entfalten kön-
nen. Das Datum der Anwendbarkeit vieler Vorschriften steht noch aus und soll weiter verschoben werden.  
 
In einer Presseinformation zu einer Grundsatzeinigung im Trilog-Prozess heißt es dazu u.a.: „Außerdem wurde ein 
fester Zeitplan für die verzögerte Anwendung der Vorschriften für Hochrisiko-KI-Systeme eingeführt: Sie sollen nun 
ab dem 2. Dezember 2027 für eigenständige Hochrisiko-KI-Systeme und ab dem 2 August 2028 für Hochrisiko-KI-
Systeme, die in Produkte eingebettet sind, gelten“. 
 
Parallel zu den Gesetzgebungsprozessen wurde in den letzten Monaten der Entwicklungsprozess für die Leitlinien 
fortgesetzt, die die Kommission auf Basis von Art. 96 Abs. 1 zur Konkretisierung der Anwendung von einzelnen 
Regelungsaspekten der KI-Verordnung erlassen darf.  
 
Aktuell läuft mit Frist bis 23. Juli 2026 eine Konsultation über einen Entwurf von Leitlinien für die Einstufung von 
Systemen als Hoch-Risiko-KI-Systeme.  
 
Eine derartige Einstufung eines KI-Systems wäre in der Praxis mit umfangreichen Anforderungen für die Betreiber 
verbunden, die sich aus Kapitel III (Art. 8 bis 27) der KI-Verordnung ergeben. Dazu zählen detaillierte Anforderun-
gen an die Daten-Governance und das Risikomanagementsystem, umfangreiche Pflichten zur Dokumentation und 
zur Gewährleistung menschlicher Aufsichts, die Einrichtung eines Qualitätsmanagementsystems etc. u.v.m. 
 
Eine Stellungnahme unseres europäischen Verbands PensionsEurope ist unter Beteiligung der aba in Abstimmung. 
Im Zentrum steht hier die Frage, ob der Wortlaut bei der Beschreibung von Hochrisiko-KI-Systeme im Sinne des 
Anhangs III Ziffer 5 Buchstabe c) – „KI-Systeme, die bestimmungsgemäß für die Risikobewertung und Preisbildung 
in Bezug auf natürliche Personen im Fall von Lebens- und Krankenversicherungen verwendet werden sollen“ – es 
zulässt, die künftigen Leitlinien auch auf „personal pensions“ und darüber hinaus sogar auf „occupational pensi-
ons“ zu erstrecken. 

 // AZ 
 

https://www.enisa.europa.eu/
https://pensionseurope.eu/wp-content/uploads/PensionsEuropes-position-paper-on-the-EC-digital-omnibus-regulation-proposal-13.03.26.pdf
https://www.europarl.europa.eu/meps/en/98219
https://www.europarl.europa.eu/meps/en/197491
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CJ72-PR-786818_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CJ72-PR-786818_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-10-2026-0098_EN.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9247-2026-INIT/en/pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/05/07/artificial-intelligence-council-and-parliament-agree-to-simplify-and-streamline-rules/
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/consultations/targeted-consultation-draft-guidelines-classification-high-risk-artificial-intelligence-systems
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj?locale=de#cpt_III:~:text=der%20Union%20versto%C3%9Fen.-,KAPITEL%C2%A0III,HOCHRISIKO%2DKI%2DSYSTEME,-ABSCHNITT%C2%A01


|2026 2 

 

  

16 Erscheinungsdatum: 30. Juni 2026 

VERSCHIEDENES 

Wir brauchen ein klares Bekenntnis zu einer soliden Altersversorgung mit einem dualen Kern 
aus gesetzlicher und betrieblicher Altersversorgung (aba-Presseinformation 1/2026 vom 12. 
Mai 2026 
 
„Deutschland diskutiert über Reformen der Alterssicherung – doch der entscheidende Hebel, die betriebliche Al-
tersversorgung, wird, anders als im Ausland, nicht konsequent genutzt“, kritisierte Beate Petry, Vorstandsvorsit-
zende der aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. im Rahmen der aba-Jahrestagung 2026 
in Berlin.  
 
Rentenpaket, Betriebsrentenstärkungsgesetz II, Altersvorsorgereformgesetz, ein mögliches Obligatorium sowie 
der erwartete Bericht der Alterssicherungskommission prägen die Debatte – wichtig sei jetzt eine klare Prioritä-
tensetzung. „Ein Alterssicherungssystem mit einem dualen Kern aus gesetzlicher und betrieblicher Altersversor-
gung -das muss, wie auch im Ausland, Priorität bei uns haben.“  
 
Das BRSG II enthält nach Petrys Einschätzung wichtige Schritte – bleibt aber hinter dem zurück, was für einen 
spürbaren Schub der Betriebsrenten nötig wäre. „Wir brauchen dringend weitere Verbesserungen bei der Gering-
verdienerförderung, bessere Renditechancen in allen Zusagearten, d.h. eine Absenkung der 100%-Garantien bis 
hin zum Garantieverzicht muss möglich werden. Sozialpartnermodelle müssen leichter zugänglich werden und 
eine nachhaltige Entbürokratisierung ist schon lange überfällig. Außer-dem brauchen wir weniger Berichtspflich-
ten und mehr Flexibilität im Arbeitsrecht, denn Versorgungs-systeme müssen sich veränderten Rahmenbedingun-
gen leichter anpassen können,“ betonte Petry. 
 
Die Reform der privaten Altersvorsorge bewertet Petry deutlich kritisch. Der starke Fokus auf ETF-Sparen und die 
Abkehr vom Leitbild der lebenslangen Leistung setzten aus ihrer Sicht falsche Anreize und verschieben Risiken in 
die Auszahlungsphase: „Das Gesetz fördert keine nachhaltige Altersvorsorge, sondern eher die Vermögensbil-
dung.“ Zudem warnt sie vor Fehlsteuerungen im Gesamtsystem. Wenn Förderung und politische Kommunikation 
den Eindruck erwecken, kurzfristiger Vermögensaufbau sei Altersvorsorge, drohe das Vertrauen in kollektive, lang-
fristig angelegte bAV-Lösungen zu leiden. „Die Neugestaltung der Rahmenbedingungen für die Förderung der pri-
vaten Altersvorsorge wird die betriebliche Altersversorgung nachhaltig beschädigen,“ so ihr Fazit. 
 
Für die kommenden Reformschritte fordert Petry einen säulenübergreifenden Blick – mit einer klaren Stoßrich-
tung hin zu mehr kapitalgedeckter Vorsorge, praxistauglich und kollektiv ausgestaltet. „Die betriebliche Altersver-
sorgung muss Vorfahrt bekommen vor der Vermögensbildung mit befristeten Auszahlungsplänen,“ fordert Petry.  
Ein Obligatorium sieht Petry kritisch. „Wenn Arbeitgeber verpflichtet werden, zusätzlich zum Lohn Bei-träge zu 
leisten, entspricht das einer Steigerung der Lohnzusatzkosten. Das dürfte v.a. die Hälfte der Arbeitgeber betreffen, 
die bisher noch keinerlei Betriebsrenten anbieten. Angesichts der angespannten Wirtschaftslage wäre das prob-
lematisch.“ Obligatorien könnten zudem schnell zu Bürokratiemonstern werden, den Arbeitgebern neue Informa-
tionspflichten und Haftungsrisiken bescheren. Wenn über Verpflichtungen gesprochen werde, müsse gleichzeitig 
über haftungsfreie, einfach administrierbare Wege gesprochen werden – und darüber, ob nicht zuerst die beste-
henden bAV-Instrumente leistungsstärker und einfacher ausgestaltet werden sollten. 
 
Auch auf europäischer Ebene mahnt Petry einen kritischeren Blick an. Viele Initiativen der EU-Kommission liefen 
Gefahr, die bAV mit zusätzlichen Vorgaben ohne erkennbaren Mehrwert für Versorgungsberechtigten und Träger-
unternehmen zu überfrachten, statt Verbreitung und Effizienz zu fördern: „Dieses umfassende Regulierungspro-
gramm, das im sogenannten Zusatzrentenpaket präsentiert wird, steht im Widerspruch zum Ziel ‚weniger Büro-
kratie‘ und der Förderung der betrieblichen Altersversorgung.“  

// St 
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Beate Petry als Vorsitzende der aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung 
e.V., Berlin, bestätigt (aba-Presseinformation vom 13. Mai 2026) 
 
Beate Petry wurde am 12. Mai 2026 in Berlin im Rahmen der Jahrestagung der aba Arbeitsgemeinschaft für be-
triebliche Altersversorgung e.V., Berlin, als Vorsitzende des Vorstandes wiedergewählt. Beate Petry, Head of Glo-
bal Pensions & Benefits der BASF SE und Vorstandsvorsitzende der BASF Pensionskasse VVaG, gehört dem aba-
Vorstand seit 2022 an. Sie hat das Amt der Vorsitzenden 2025 von Dr. Georg Thurnes übernommen. Ebenfalls in 
ihren Ämtern bestätigt wurden ihre beiden Stellvertreter Dirk Jargstorff (u.a. Senior Vice President Compensation, 
Benefits and Pensions bei der Robert Bosch GmbH, Vorsitzender der Bosch Pensionsfonds AG) und Dr. Claudia 
Picker (Rechtsanwältin, Managing Director Human Capital der Aon Solutions Germany GmbH). Dirk Jargstorff ge-
hört dem aba-Vorstand seit 2017 an, er bekleidet seit 2019 das Amt des stellvertretenden Vorsitzenden und ist 
Leiter der Fachvereinigung Pensionsfonds, Dr. Claudia Picker wurde 2016 in den aba-Vorstand gewählt und ist seit 
2022 stellvertretende Vorsitzende. 
 
Aus dem 17-köpfigen aba-Vorstand sind zum 12. Mai 2026 ausgeschieden: Dr. Marko Brambach (PSVaG), Johannes 
Teslau (Volkswagen AG), Dr. Dietmar Droste und Stefan Oecking. 
 
Ebenfalls aus dem Vorstand ausgeschieden ist Dr. Georg Thurnes. Er gehörte dem Vorstand seit 2008 an. Von 2011 
bis 2019 war er stellvertretender Vorsitzender der aba und von 2019 bis 2025Vorstandsvorsitzender der aba. Dr. 
Georg Thurnes hat die Arbeit und Entwicklung der aba über viele Jahre hinweg in herausragender Weise geprägt 
und maßgeblich vorangebracht. Der neu gewählte Vorstand hat Dr. Georg Thurnes im Rahmen seiner Vorstands-
sitzung am 12. Mai 2026 in Berlin aufgrund seiner außerordentlichen Verdienste um den Verband und die betrieb-
liche Altersversorgung zum Ehrenvorsitzenden ernannt. 
 
Neu in den Vorstand gewählt wurden: 
▪ Eike Burmann, Leiter Rentenmanagement (bAV) Volkswagen AG und Leiter der Fachvereinigung Direktzusage 
▪ Dr. André Geilenkothen, Partner bei Mercer Deutschland GmbH und Leiter der Fachvereinigung Mathemati-

sche Sachverständige 
▪ Dr. Benedikt Köster, Vorstandsmitglied „Ressort Betrieb und Finanzen“ des PSVaG 
▪ Hansjörg Müllerleile, Geschäftsführer der MetallRente GmbH 
▪ Sabine Payne, Leiterin Benefits Deutschland der Deutschen Bank AG 
 
Der aba-Vorstand setzt sich damit wie folgt zusammen: 
▪ Dr. Helmut ADEN (BVV, Berlin) 
▪ Hanne BORST (Willis Towers Watson GmbH, Reutlingen) 
▪ Eike BURMANN (Volkswagen AG, Wolfsburg) 
▪ Dr. Heinke CONRADS (Allianz Lebensversicherungs-AG, Stuttgart) 
▪ Dr. André GEILENKOTHEN (Mercer Deutschland GmbH, Düsseldorf) 
▪ Dirk JARGSTORFF (Robert Bosch GmbH, Stuttgart) 
▪ Dr. Benedikt KÖSTER (Pensions-Sicherungs-Verein VVaG, Köln) 
▪ Samir KOUDHAI (Deutsche Lufthansa AG, Frankfurt a.M.) 
▪ Stefan MÜLLER (AKA e.V., München) 
▪ Hansjörg MÜLLERLEILE (MetallRente GmbH, Berlin) 
▪ Beate PETRY (BASF SE, Ludwigshafen) 
▪ Sabine PAYNE (Deutsche Bank AG, Frankfurt a.M.) 
▪ Dr. Claudia PICKER (Aon Solutions Germany GmbH, Mülheim an der Ruhr) 
▪ Jürgen RINGS (Pensionskasse der Mitarbeiter der Hoechst-Gruppe VVaG, Frankfurt a.M.) 
▪ Werner SCHNEIDER (SOKA-Bau, Wiesbaden) 
▪ Angelika STEIN-HOMBERG (Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, Karlsruhe) 
▪ Carsten VELTEN (Deutsche Telekom AG, Bonn) 

//St 
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Rückblick auf die aba-Jahrestagung in Bild und Ton auf der aba-Website 

Rückblicke auf die aba-Jahrestagung finden Sie auch in der Rubrik „Veranstaltungsberichte“ der aba-Website. Dort 
eingestellt sind u.a. 
▪ Der Bericht zur Lage der aba-Vorsitzenden Beate Petry am 12. Mai 2026 als Video 
▪ eine Bilderstrecke mit Fotos des Plenumstags der aba-Jahrestagung am 12. Mai 2026 
▪ eine Bilderstrecke mit Fotos der Mitgliederversammlung am 12. Mai 2026 
▪ eine Bilderstrecke mit Fotos von der Tagung der Fachvereinigungen Direktversicherung, öffentlich-rechtliche 

Versorgungseinrichtungen, Pensionsfonds, Pensionskassen 
▪ eine Bilderstrecke mit Fotos von Tagung der Fachvereinigungen Direktzusage, Mathematische Sachverstän-

dige und Unterstützungskasse 
// AZ 

 

PensionsEurope Annual Conference 2026 - Save the Date 

Die PensionsEurope Konferenz 2026 findet - in enger Zusammenarbeit mit dem portugiesischen Mitglied APFIPP 

– am 16. November 2026 in Lissabon (Banco Santander, Rua da Mesquita 6) statt. Weitere Informationen werden 

dann auf der PensionsEurope-Website zu finden sein. 

// SD/XK 
 

Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht – voraussichtlich auch mit Beate Petry 

Die Jahreskonferenz der Versicherungsaufsicht ist für den 1. Dezember 2026 im World Conference Center Bonn 

geplant. Sie soll unter dem Motto „Resilienz stärken – Risiken steuern“ stehen. 

Weitere Informationen zum Programm und zur Anmeldung sollen – so die Ankündigung – ab Mitte Juli auf der 

Bafin-Website verfügbar sein. Die Teilnahme ist kostenlos.    

                  // SD 

 

Austauschangebote des aba-Fachausschusses Kapitalanlage und Regulatorik (Q4 2026)  

Der aba-Fachausschuss Kapitalanlage und Regulatorik bietet für aba-Mitglieder rund um die Kapitalanlage von 

EbAV im 4. Quartal 2026, jeweils um 16 Uhr, einen digitalen Austausch an zu:  
 

▪ 7. Oktober 2026: Erfahrungen und Lessons Learned in Bezug auf den Aufbau eines Private Equity/Private 
Debt Portfolios (Beteiligungen) – Herausforderungen im Aufsatz sowie im Controlling / Monitoring von Be-
teiligungsengagements;  
Thomas Schmidt, Vorstand der MER-Pensionskasse 
 

▪ 25. November 2026: Thema noch offen 
 

Wir freuen uns über zahlreiche (kostenlose) Anmeldungen und einen regen Austausch.  
    // SD 

 
 

  

https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2026-05-29-bericht-zur-lage-von-beate-petry
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2026-05-22-rueckblick-auf-die-aba-jahrestagung-2026-1
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2026-05-22-rueckblick-auf-die-aba-jahrestagung-2026-2
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2026-05-22-rueckblick-auf-die-aba-jahrestagung-2026-3
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2026-05-22-rueckblick-auf-die-aba-jahrestagung-2026-3
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2026-05-22-rueckblick-auf-die-aba-jahrestagung-2026-4
https://www.aba-online.de/infothek/aktuelles/veranstaltungsberichte/2026-05-22-rueckblick-auf-die-aba-jahrestagung-2026-4
https://pensionseurope.eu/event/pensionseurope-annual-conference-2026/
https://pensionseurope.eu/events/
https://www.aba-online.de/weiterbildung/workshops/alle-workshops-webinare/2026-10-07-austauschangebote-2026-des-aba-fachausschusses-kapitalanlage-und-regulatorik-fuer-aba-mitglieder-rund-um-die-kapitala
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TAGUNGEN 

23. September 2026 Herbsttagung der Fachvereinigung Mathematische Sachverständige 
Ameron Köln Hotel Regent 

30. September 2026 Tagung “Aufsichtsrecht für EbAV” 
Ameron Bonn Hotel Königshof 

01. Oktober 2026 Tagung der Fachvereinigung Pensionskassen 

Ameron Bonn Hotel Königshof 

 

SEMINARE 

 

24. bis 28. August 2026 
Kassel  
07. bis 11. September 2026 
Dortmund 

Systematische Einführung in das Arbeitsrecht der be-
trieblichen Altersversorgung  
Wochenseminar 

 

22. bis 23. September 2026 
Würzburg 

Kapitalanlage in der betrieblichen Altersversorgung 
Vertiefungsseminar 

 

06. bis 08. Oktober 2026 
Stuttgart 

Grundzüge der betrieblichen Altersversorgung 
Basisseminar mit Workshop  
 

Neu konzipiert für 3 Tage 

 
  

Systematische  
Einführung in  
das Arbeitsrecht 
der betrieblichen 
Altersversorgung 

Kapitalanlage- 
prozess in  
betrieblichen  
Altersversorgungs-
einrichtungen 

Grundzüge der  
betrieblichen  
Altersversorgung 

https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-08-24-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar326
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-08-24-systematische-einfuehrung-das-arbeitsrecht-der-betrieblichen-altersversorgung-ar326
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-09-22-kapitalanlage-der-betrieblichen-altersversorgung-skap26
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-10-06-grundzuege-der-betrieblichen-altersversorgung-sbav226
https://www.aba-online.de/weiterbildung/seminare/alle-seminare/2026-10-06-grundzuege-der-betrieblichen-altersversorgung-sbav226
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Weitere Termine, Informationen und Anmeldung für unsere Veranstaltungen unter: www.aba-online.de 
 
Die nächste Ausgabe der Verbandszeitschrift BetrAV mit ausführlichen Berichten, Analysen und Standpunkten erscheint am 
31. Juli 2026. aba-Mitglieder finden zusätzliche Informationen und weitere Services im Mitgliederbereich der aba-Website. 

 
 

 

Für Rückfragen stehen Ihnen gern zur Verfügung:  

St Klaus.Stiefermann@aba-online.de  
MK  Markus.Klinger@aba-online.de 
Mo Dr. Stefan.Mondorf@aba-online.de 
SD Cornelia.Schmid@aba-online.de  
XK Xaver.Kettel@aba-online.de 
AZ Andreas Zimmermann@aba-online.de 

aba  Arbeitsgemeinschaft für Verantwortlich: 
betriebliche Altersversorgung e.V. Klaus Stiefermann 
 
Wilhelmstraße 138  I  10963 Berlin Bildnachweis: 
Telefon 030 3385811-0  I  E-Mail  info@aba-online.de shutterstock.com/Rawpixel.com (Titel/Kopf), 

aba e.V./dpa-tmn (Stiefermann) 
© aba e.V. 2023 
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